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Verkauf von Anteilspaketen diverser Landesbanken an die Westdeutsche 
Landesbank 


Die Westdeutsche Landesbank (WestLB), die zum Jahresende 1991 
unter den 500 größten deutschen Kreditinstituten mit einer Bilanz- 
summe von 230304 Mio. DM den 3. Platz (1990: Platz 6) und unter den 
80 größten Banken Europas wie 1990 den 15. Platz einnahm, hat mit 
Zustimmung des Bundesaufsichtsamts für das Kreditwesen nicht nur 
37,5 vom Hundert der Anteile an der Landesbank Rheinland- Pfalz 
übernommen, sondern auch aufgrund eines Gesetzes des Landes Nord- 
rhein-Westfalen zur Regelung der Wohnuiigsbauförderung vom 18. De- 
zember 1991 das Vermögen der Wohnungsbauförderungsanstalt des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Zusammen mit nicht benannten nord- 
deutschen „Großsparkassen" soll die WestLB eine Beteiligungsholding 
(Wirtschafts Woche, Nr. 6/5. Februar 1993, S. 10) planen. Ferner wurde 
bekannt, daß die schleswig-holsteinische Landesregierung seit einein- 
halb Jahren versucht, 49,8 vom Hundert der je zur Hälfte vom Land 
Schleswig-Holstein und dessen Sparkassenverband gehaltenen Landes- 
bank-Anteile u. a. an die WestLB zu verkaufen. Die WestLB will sich 
angeblich nur dann an der Kieler Landesbank beteiligen, wenn sie 
einen Anteil von mindestens 40 vom Hundert bekommt (dpa-Meldung 
vom 14. Februar 1993). 

1. Teilt die Bundesregierung unsere Besorgnis, daß die Geschäftspoli- 
tik der Westdeutschen Landesbank den Konzentrationsprozeß im 
Bankgewerbe beschleunigt und den Wettbewerb zwischen den Kre- 
ditinstituten eindeutig zugunsten dieser öffentlich-rechtlichen Insti- 
tutsgruppe verzerrt? 


Nein. 

Gegenwärtig vollzieht sich auch im Bereich der Landesbanken, 
für die die Bundesländer federführend zuständig sind, ein Prozeß 
der Ausrichtung auf den gemeinsamen europäischen Markt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
12. Marz 1993 übermittelt. 
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Die Bundesregierung ist an leistungsstarken Landesbanken inter- 
essiert, die den Wettbewerb zwischen den Kreditinstitutsgruppen 
im europäischen Markt beleben. 


2. Teüt die Bundesregierung unsere Einschätzung, daß die Landesbank 
Rheinland-Pfalz in ihrer Geschäftspolitik von den Entscheidungen, 
Absichten und Strategien der Westdeutschen Landesbank, die 
37,5 vom Hundert der Anteüe hält, abhängig ist? 


Eine Beteiligung von 37,5 v. H. der Anteile begründet nach § 17 
Abs. 2 AktG keine Abhängigkeitsvermutung. Andere Tatsachen, 
aus denen die Abhängigkeit der Landesbank Rheinland- Pfalz von 
der Westdeutschen Landesbank im Sinne von § 17 Abs. 1 AktG 
gefolgert werden könnte, sind nicht bekannt. 


3. Teüt die Bundesregierung unsere Bewertung, daß sich hinter der 
expansiven Geschäftspolitik der Westdeutschen Landesbank die Ab- 
sicht verbirgt, sich - steUvertretend für aUe öffentlich-rechtlichen 
Kreditinstitute - über Beteiligungen Eigenkapital zu verschaffen, das 
sie sich auf dem Kapitalmarkt nicht beschaffen kann? 


Die Staatsaufsicht über die Geschäftspolitik der Westdeutschen 
Landesbank liegt beim nordrhein-westfälischen Finanzminister, 
der diese im Einvernehmen mit dem Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr des Landes ausübt. 

Welche geschäftspolitischen Absichten die Westdeutsche Landes- 
bank verfolgt, insbesondere in welchem Umfang und auf welche 
Weise sie ihren Eigenkapitalbedarf decken will, entzieht sich 
daher der Kenntnis der Bundesregierung. Da die bankaufsichts- 
rechtlichen Vorschriften eingehalten werden, besteht kein Hand- 
lungs- und Bewertungsbedarf seitens der Bundesregierung. 


4. Ist die Geschäftspolitik der Westdeutschen Landesbank, die auf- 
grund ihrer Monopolstellung jeden Wettbewerb ausschüeßt, nach 
Ansicht der Bundesregierung mit dem Gesetz über das Kreditwesen 
vereinbar, das ja - jedenfaUs nach der erklärten Absicht der Bundes- 
regierung - den Wettbewerb zwischen den Kreditinstituten nicht nur 
erhalten, sondern gar noch fördern soUte? 


Die Westdeutsche Landesbank nimmt unter den Kreditinstituten 
keine Monopolstellung ein. Sie steht in regem Wettbewerb mit 
anderen Kreditinstituten. Ihre Geschäftspolitik verstößt nicht 
gegen die Vorschriften des Gesetzes über das Kreditwesen, 

Die Beteiligungserwerbe an anderen Landesbanken und sonsti- 
gen gewerblichen Unternehmen werden jeweils vom Bundeskar- 
tellamt nach den maßgeblichen Kriterien des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen geprüft. Verstöße oder die Ent- 
stehung einer Monopolstellung sind dabei nicht festgesteUt 
worden. 
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